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1.  Feststellung der ordnungsgemäß erfolgten Einladung und der Be-

schlussfähigkeit 
 Protokoll: 

Landrat Petrauschke eröffnete die Sitzung, begrüßte die Anwesenden und stellte fest, 
dass zur Sitzung ordnungsgemäß eingeladen und der Kreisausschuss beschlussfähig 
ist. 
 
Den Abgeordneten lagen folgende Tischvorlagen vor: 
 

Zu Top 4: 
Bericht zur Regionalarbeit  

- Resolution RegioGipfel der Metropolregi-
on Rheinland 

Zu Top 12 
Anfragen 

- Anfrage der Kreistagsfraktion Bündnis 
90/Die Grünen zum Thema Beschulung 
von Seiteneinsteigern im Rhein-Kreis 
Neuss  

- Anfrage der Kreistagsfraktion Bündnis 
90/Die Grünen zum Thema Beratungs-
stelle Flüchtlinge  

 
 
Die mit  versehenen Tischvorlagen sind dieser Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
 
  

2.  Kenntnisnahme von Niederschriften 
 Protokoll: 

Kreistagsabgeordneter Dr. Klose berichtete aus der 4. Sitzung des Sozial- und Gesund-
heitsausschusses am 13.5.2015. Dort sei beschlossen worden, den Ehrenamtspreis für 
soziales Engagement mit dem Integrationspreis zusammenzuführen. In der örtlichen 
Presse seien Diskussion und Beschlussfassung jedoch unzutreffend wiedergegeben 
worden. Entgegen der Darstellung in der Presse sei der Ehrenamtspreis nicht abge-
schafft worden. LR Petrauschke merkte an, um die Wertschätzung für die Auszeich-
nungen zu erhalten, dürften nicht zu viele Preise vergeben werden.  
 
Kreistagsabgeordneter Carsten Thiel widersprach der Darstellung von Herrn Dr. Klose. 
Eigentlich sei vorgesehen gewesen, den Ehrenamtspreis für soziales Engagement ab-
zuschaffen. Der gefasste Beschluss sei ein Kompromiss gewesen.  
 
Herr Vieten berichtete über die 12. Verleihung des Ehrenamtspreises in Braunschweig. 
Laudator war Herr Vizekanzler Gabriel. Bei der Veranstaltung wurde ausdrücklich dar-
auf hingewiesen, dass die Anregung für die Verleihung des Preises auf den Ehren-
amtspreises des Rhein-Kreises Neuss zurückgeht. 
 
  

2.1.  Landschaftsbeirat vom 10.03.2015 
  

KA/20150519/Ö2.1 
Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt die Niederschrift des Landschaftsbeirates vom 10.03.2015 
zur Kenntnis. 
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3.  Bericht zur Braunkohlenplanung und Energiewirtschaft 
Berichtszeitraum April/Mai 2015 
Vorlage: 61/0623/XVI/2015 

 Protokoll: 

Zur Anfrage der Fraktion Bündnis ’90/Die Grünen betreffend den Quecksilberausstoß 
von Braunkohlekraftwerken führte Landrat Petrauschke aus, dass dem Protokoll der 
21-seitige Zwischenbericht des Instituts für Energie- und Umwelttechnik e. V. in Duis-
burg beigefügt werde (s. Anlage). Er merkte an, dass zwingende Voraussetzung für 
den Fortbestand der heimischen Unternehmen die Sicherstellung der Grundlast zu 
günstigen Preisen ist. Die regenerativen Energien würden zwar einen wertvollen Bei-
trag zur Energieversorgung leisten, könnten die Grundlast jedoch nicht gewährleisten. 
Derzeit seien hierzu noch entweder fossile Brennstoffe oder die Kernenergie erforder-
lich. Wenn keine Kernenergie mehr eingesetzt werde, sei der Einsatz fossiler Brenn-
stoffe zur Sicherung der Grundlast unabdingbar. Im Übrigen sei stetig in den letzten 
Jahren der Strukturwandel vorbereitet worden. 

Kreistagsabgeordneter Demmer wies auf die hohe Gesamtbelastung mit Quecksilber in 
Deutschland von 4.950 kg hin. Die Braunkohle habe hieran einen wesentlichen Anteil. 
In den USA seien die Grenzwerte deutlich niedriger. Zu der Pressemitteilung des Krei-
ses vom 13.05.2015 merkte er an, hierbei handele es sich nicht um eine neutrale In-
formation, sondern diese diene nur Wahlkampfzwecken. Das Argument, nationale Al-
leingänge brächten keinen Erfolg, sei ein reines Abwehrargument. Die ältesten Braun-
kohlekraftwerke müssten einen Beitrag dazu leisten, den Klimawandel zu stoppen. 

Nach Ansicht von Herrn Kreistagsabgeordneten Dr. Ammermann vermittelt die Be-
richterstattung im Erftkurier zu diesem Thema den Eindruck, RWE habe sich falsch 
verhalten. Dies sei aber unzutreffend. Die Emissionen der örtlichen Braunkohlekraft-
werke lägen deutlich unter den in Deutschland geltenden Grenzwerten und würden 
auch die in den USA geltenden Grenzwerte einhalten. Die Belastung durch Quecksilber 
auf der ganzen Welt belaufe sich auf 7.500 t/Jahr. Hiervon stammten über 5.000 t aus 
natürlichen Quellen. Nur etwa 2.000 t seien durch Menschen verursacht. Davon entfie-
len rund 800 t auf die Emissionen aus Kraftwerken. Die Kraftwerke in Deutschland 
hätten hieran einen Anteil von lediglich 6 t. Im Übrigen sei es Aufgabe des Landrats, 
die örtlichen Interessen des Rhein-Kreises Neuss zu vertreten und sich hierzu auch zu 
äußern. 

Kreistagsabgeordneter Wappenschmidt machte deutlich, dass die Kraftwerke für die 
wirtschaftliche Situation und die Entwicklung im Rhein-Kreis Neuss und für den 
Wohlstand seiner BürgerInnen von besonderer Bedeutung sind. Die Umsetzung der 
Vorschläge von Vizekanzler Gabriel würde im Rhein-Kreis Neuss zu schweren Brüchen 
hinsichtlich der wirtschaftlichen Struktur führen. Die Braunkohle werde noch für eine 
Übergangszeit als Energieträger benötigt und sei darüber hinaus auch ein wertvoller 
heimischer Rohstoff, insbesondere für die chemische Industrie.  

Landrat Petrauschke merkte an, dass die Umsetzung des sogenannten Gabriel-Papiers 
zur Folge hätte, dass bis auf 3 alle Braunkohlekraftwerke abgeschaltet werden müss-
ten. Dann wäre die preisgünstige Grundlast nicht mehr abgedeckt und die heimischen 
Betriebe in ihrem Bestand gefährdet. Derzeit sei die Braunkohle daher unabdingbar. 
Überdies sei deren Effizienz in den vergangenen Jahren um 30% gesteigert worden.  

Kreistagsabgeordneter Demmer lobte den Einsatz des Landrates für die Arbeitsplätze, 
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wiederholte aber noch einmal, dass die Form der Pressemitteilung aus seiner Sicht 
nicht korrekt gewesen sei. Ursache des Problems sei unter anderem, dass es in 
Deutschland keinen funktionierenden Emissionshandel gebe. Dies habe unter anderem 
zur Folge, dass Gaskraftwerke mit weit weniger Emissionen still gelegt würden. Auch 
die CDU im Rhein-Kreis Neuss habe sich dem Klimaschutzziel verschrieben.  

Kreistagsabgeordneter Welsink stellte die Bedeutung der Kraftwerke für die regionale 
Entwicklung heraus. In diesem Zusammenhang seien unsachliche Äußerungen nicht 
hilfreich, sondern nur eine sachliche Diskussion der anstehenden Probleme. Der Struk-
turwandel im Ruhrgebiet gebe kein positives Beispiel für die Region. Strukturbrüche 
wie im Ruhrgebiet müssten vermieden werden. 

Kreistagsabgeordnete Eickler führte aus, soweit sie wisse gebe es bereits Speicher-
technologien, die es ermöglichten, den Bedarf für 24 Stunden sicherzustellen, zum 
Beispiel über Pumpspeicherwerke.  

Nach Ansicht des Kreistagsabgeordneten Carsten Thiel ist ein geordneter und systema-
tischer Strukturwandel unverzichtbar aber die Arbeitsplätze müssten erhalten bleiben. 

Kreistagsabgeordneter Demmer wies noch einmal darauf hin, dass das Problem nicht 
steigende Strompreise, sondern sinkende Strompreise sind. Die Probleme lägen unter 
anderem darin, dass einige Unternehmen in der Vergangenheit falsche Entscheidun-
gen getroffen haben.  

Kreistagsabgeordneter Djir-Sarai stellte klar, dass Gegenstand der heutigen Diskussion 
das Problem Quecksilber sei und nicht die Braunkohle. Über die Braunkohle sei bereits 
in der Vergangenheit, so in der März-Sitzung des Kreistages diskutiert worden. Wer es 
damals versäumt habe, hierzu einen Beitrag zu leisten, könne dies nicht in der heuti-
gen Sitzung nachholen. Im Übrigen gehöre es zu den Aufgaben des Landrats, Partei zu 
ergreifen für die Interessen des Rhein-Kreis Neuss. 

Kreistagsabgeordneter Fischer stimmte Herrn Djir-Sarai zu, dass die SPD im Landtag 
eine andere Position zum Thema Braunkohle vertritt als die SPD-Fraktion im Kreistag. 
Die SPD im Rhein-Kreis Neuss stehe zu den Klimazielen. Diese dürften aber nicht zu 
Lasten der Braunkohle umgesetzt werden. 

Landrat Petrauschke erinnerte daran, welche Probleme RWE bei der Umsetzung von 
Vorhaben zur Energiespeicherung z.B. in der Eifel und im Schwarzwald hatte. Die weit 
über dem Marktpreis liegenden Preisgarantien für regenerative Energien seien kontra-
produktiv. Das Problem der Grundlast könne derzeit über regenerative Energiequellen 
nicht gelöst werden. 

 
KA/20150519/Ö3 
Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht zur Braunkohleplanung und Energiewirtschaft 
Berichtszeitraum April/Mai 2015 zur Kenntnis. 
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4.  Bericht zur Regionalarbeit 

Berichtszeitraum April/Mai 2015 
Vorlage: 61/0621/XVI/2015 

  
KA/20150519/Ö4 
Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht zur Regionalarbeit Berichtszeitraum April/Mai 
2015 zur Kenntnis. 
 
 
  

5.  Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung / Europa (Stand: Mai 
2015) 
Vorlage: ZS5/0608/XVI/2015 

 Protokoll: 

Kreistagsabgeordneter Welsink regte an, die Erfolge der Arbeit des Kreises zur Wirt-
schafts- und Beschäftigungsförderung künftig deutlicher herauszustellen, z.B. durch 
Kennzahlenvergleiche und durch positive Nachricht wie den Anstieg der Zahl der Sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigten. 
 
KA/20150519/Ö5 
Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht zur Wirtschafts- und Beschäftigungsförde-
rung/Europa Stand: Mai 2015 zur Kenntnis. 
 
 
  

6.  SGB II- Entwicklung der Kosten der Unterkunft und der Bedarfsge-
meinschaften 
Vorlage: 50/0632/XVI/2015 

 Protokoll: 

Kreisdirektor Brügge nahm Bezug auf die Sitzungsvorlage und informierte ergänzend 
über die aktuellen Zahlen für den Monat Mai 2015. Im Mai 2015 lagen die Aufwendun-
gen des Kreises für die Kosten der Unterkunft bei rund 6,575 Mio. €, die Bundesbetei-
ligung betrug 1,698 Mio. €. Die Gesamtbelastung des Rhein-Kreis Neuss mit den Kos-
ten der Unterkunft beträgt somit für die Zeit von Januar bis Mai 2015 rund 24,118 Mio. 
€. Dies sind rund 41,72 % der für 2015 veranschlagten Aufwendungen. 
 
Kreistagsabgeordneter Carsten Thiel berichtete, dass die Erreichbarkeit des Jobcenters 
nach wie vor nicht genügend gegeben sei. Das könne so nicht hingenommen werden. 
Dies habe auch der Landrat in der Trägerversammlung unterstützt. 
 
Landrat Petrauschke wies darauf hin, dass das Jobcenter keine Einrichtung des Kreises 
ist. Die Kreisverwaltung werde sich aber dafür einsetzen, den Service und insbesonde-
re die Erreichbarkeit zu verbessern. 
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7.  Gewährung von Arbeitgeberdarlehen zum Neubau und Erwerb von 

Familienheimen und Eigentumswohnungen - Bewilligungen 2014 
Vorlage: 20/0599/XVI/2015 

  
KA/20150519/Ö7 
Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt die Aufstellung der 2014 bewilligten Arbeitgeberdarlehen 
zum Neubau und Erwerb von Familienheimen und Eigentumswohnungen zur Kenntnis. 
 
 
  

8.  Abfallwirtschaftsplan des Landes NRW 
Vorlage: 68/0622/XVI/2015 

 Protokoll: 

Unter Bezugnahme auf die Sitzungsvorlage führte Dezernent Mankowsky aus, die dar-
gestellten Unsicherheiten resultierten insbesondere aus der Beschränkung auf nur 
noch 4 Müllverbrennungsanlagen. Hierdurch würden die übrigen Anlagenbetreiber be-
nachteiligt und die anstehende Ausschreibung der Entsorgungsleistungen durch den 
Kreis erschwert. Die Beschränkung des Wettbewerbs werde voraussichtlich zu höheren 
Entsorgungspreisen führen. Der Kreis werde alle ihm zur Verfügung stehenden Mög-
lichkeiten prüfen, um die Einschränkung seines Handlungsspielraums abzuwenden. 
Gegebenenfalls müssten Rechtsmittel gegen Weisungen des Landes zur Umsetzung 
des Abfallwirtschaftsplanes eingelegt werden. In Betracht komme auch eine Be-
schwerde bei der EU-Kommission. Möglicherweise lassen sich die für den Kreis 
nachteiligen Folgen des angekündigten Abfallwirtschaftsplanes auch dadurch vermei-
den, dass geeignete Maßnahmen im Zusammenhang mit der Abfallsortierung getroffen 
werden. Dann könnten die Abfälle anders deklariert werden und würden nicht mehr 
den Bestimmungen des Abfallwirtschaftsplanes unterfallen.  
 
Kreistagsabgeordneter Carsten Thiel wies darauf hin, dass die geänderten Regelungen 
des Abfallwirtschaftsplanes nicht mit dem in Einklang stehen, was vorher kommuniziert 
worden ist.  
 
Kreistagsabgeordneter Demmer vertrat die Auffassung, die Entsorgungspreise würden 
in jedem Falle sinken. Die Vorschläge der Verwaltung sollten vorab im Planungs- und 
Umweltausschuss diskutiert werden. 
 
Kreistagsabgeordneter Wappenschmidt machte deutlich, dass Preiserhöhungen zum 
Nachteil der BürgerInnen des Kreises in jedem Fall vermieden werden müssen. Die 
Verwaltung solle alle hierfür zur Verfügung stehenden Möglichkeiten prüfen. 
 
Kreistagsabgeordneter Fischer lobte die ausführliche Darstellung der unterschiedlichen 
Lösungsansätze. Er bat darum, diese zunächst im Planungs- und Umweltausschuss zu 
erörtern und stellte den Antrag, die Beschlussfassung zu vertagen. 
 
Landrat Petrauschke wies darauf hin, dass wegen des Auslaufens des Entsorgungsver-
trages ein nicht unerheblicher Zeitdruck besteht. Es sei deshalb erforderlich, den vor-
gesehenen Beschluss jetzt zu fassen. 
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8.1.  Antrag auf Vertagung des Beschlusses 
 Protokoll: 

Die SPD-Fraktion stellt folgenden Antrag: 
 
Die Beratung und Beschlussfassung zum TOP 8 wird vertagt und zur Beratung in den 
Planungs- und Umweltausschuss verwiesen. 
 
 
KA/20150519/Ö8.1 
Beschluss: 

Der Antrag der SPD-Kreistagsfraktion, die Beratung und Beschlussfassung zum Abfall-
wirtschaftsplan des Landes NRW zu vertagen, wird abgelehnt. 
 

Abstimmungsergebnis: 

Mehrheitlich: 
10 Gegenstimmen (CDU, KTA Djir-Sarai, KTA C. Thiel, Landrat) 
 
  

8.2.  Beschlussfassung zum Sachantrag 
  

KA/20150519/Ö8.2 
Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zum Abfallwirtschaftsplan 
zustimmend zur Kenntnis. 
 

Abstimmungsergebnis: 

Mehrheitlich: CDU, FDP, Landrat 
5 Enthaltungen (SPD, KTA Eickler) 
2 Gegenstimmen (Bündnis ’90/Die Grünen) 
 
 
  

9.  Neustrukturierung des ärztlichen Bereitschaftsdienstes durch die KV 
Nordrhein 
Vorlage: IV/0636/XVI/2015 

 Protokoll: 

Dezernent Mankowsky berichtete, dass sich die Vertreterversammlung der Ärztekam-
mer gegen die von der KV Nordrhein vorgeschlagenen Neustrukturierung des ärztli-
chen Bereitschaftsdienstes ausgesprochen hat. Die Vertreterversammlung hat damit 
den auch vom Krankenhausausschuss und vom Kreisausschuss vorgetragenen Beden-
ken Rechnung getragen. Die Notfallpraxis in Dormagen bleibt somit erhalten. Mit der 
am Kreiskrankenhaus Grevenbroich bereits umgesetzten Verzahnung der Notfallpraxis 
mit der Notaufnahme des Krankenhauses habe man gute Erfahrungen gemacht. Die-
ses Modell sollte auch für Dormagen geprüft werden.  
 
Nach Ansicht von Kreistagsabgeordneten Dr. Ammermann sind die von der kassenärzt-
lichen Vereinigung vorgeschlagenen Veränderungen nicht im Sinne der Patienten und 
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auch nicht im Sinne der Krankenhäuser. Folge wäre eine zusätzliche Beanspruchung 
der Notaufnahme der Krankenhäuser. 
 
 
  

10.  Anträge 
 Protokoll: 

Es lagen keine Anträge vor. 
 
 
  

11.  Mitteilungen 
   
11.1.  Bürgernahe Polizei 
 Protokoll: 

Die Antwort auf die Anfrage zur bürgernahen Polizei wird dem Protokoll beigefügt (s. 
Anlage). 
 
 

11.2.  Spatenstich IKEA 
 Protokoll: 

Am 12.05.2015 fand der erste Spatenstich der K 37n in Kaarst mit BM und IKEA statt. 
 
 

11.3.  Brückengipfel 
 Protokoll: 

Kreisdirektor Brügge informierte über eine Veranstaltung, zu der Landesminister Gro-
schek die Straßenbaulastträger eingeladen hat. Zahlreiche Straßenbrücken in NRW 
sind sanierungsbedürftig. Nach den Feststellungen des Landes stehen hierfür ausrei-
chende Mittel zur Verfügung. Die Planung der Sanierungsarbeiten sei jedoch aufwän-
dig und die Ressourcen für die Planungsarbeiten seien beschränkt. Der Bund habe 
jedoch angekündigt, Planungsressourcen zur Verfügung zu stellen. Um zusätzliche 
Beeinträchtigungen des Verkehrsflusses zu vermeiden, könnten die Brücken jedoch 
nur nacheinander saniert werden.  
 
 

11.4.  Sportpartnerschaften 
 Protokoll: 

Kreistagsabgeordneter Carsten Thiel sprach die Unterbringung der Jugendlichen an. 
Seiner Auffassung nach ist die Unterbringung in Jugendherbergen keine optimale Lö-
sung. Um den Partnerschaftsgedanken zu stärken, sei es besser, die Jugendlichen in 
Familien unterzubringen. 
 
Kreisdirektor Brügge führte hierzu aus, dass die mangelnde Bereitschaft, Jugendliche 
in Familien aufzunehmen, möglicherweise darauf zurückzuführen ist, dass die Veran-
staltung während der Schulferien stattgefunden hat. 
 
Kreistagsabgeordneter Carsten Thiel bat darum, die Ferientermine künftig bei der 
Terminplanung mit zu berücksichtigen. 
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12.  Anfragen 
  
12.1.  Anfrage der Kreistagsfraktion Bündnis '90/Die Grünen zur Beschu-

lung von Seiteneinsteigern im Rhein-Kreis Neuss 
 Protokoll: 

Kreistagsabgeordneter Demmer dankte für die informativen Ausführungen. 
 
  

12.2.  Anfrage der Kreistagsfraktion Bündnis '90/Die Grünen zur Bera-
tungsstelle Flüchtlinge 

 Protokoll: 

Kreistagsabgeordneter Demmer dankte für die informativen Ausführungen. 
 
  

 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, schloss Landrat Hans-Jürgen Petrauschke um 
16:40 Uhr den öffentlichen Teil der Sitzung. 
 
 
 
 
gez. gez. 
Hans-Jürgen Petrauschke Stefan Heithoff 
Landrat Schriftführung 
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40 - Amt für Schulen und Kultur 

Tischvorlage 
Sitzungsvorlage-Nr. 40/0646/XVI/2015 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Kreisausschuss 19.05.2015 öffentlich 

 
Tagesordnungspunkt:   
 

Beschulung von Seiteneinsteigern im Rhein-Kreis Neuss (Anfrage der 
Kreistagsfraktion Bündnis 90-Die Grünen) 
 

Sachverhalt: 

In der Bundesrepublik Deutschland besteht für alle Kinder und Jugendlichen ab dem 
6. Lebensjahr Schulpflicht, die bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres dauert. 
Schulpflichtige Kinder und Jugendliche, die neu in den Rhein-Kreis Neuss einreisen und über 
keine oder über nicht ausreichende Deutschkenntnisse verfügen, erhalten im Kommunalen 
Integrationszentrum eine individuelle Beratung und werden bei der Einschulung begleitet. 
Anschließend müssen sich die Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund, 
sogenannte Seiteneinsteiger, an einer Schule mit Auffangklasse oder direkt an einer 
Regelschule anmelden. Im laufenden Schuljahr 2014/2015 wurden durch das Kommunale 
Integrationszentrum bisher bereits über 400 Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund beraten. Die Anzahl der Zuweisungen ist dem Schulamt im Vorhinein 
nicht bekannt. Die Verteilung erfolgt über den Innenminister des Landes Nordrhein-
Westfalen durch die Bezirksregierung Arnsberg als ausführende Stelle.  
 
Der Rhein-Kreis Neuss und seine Städte und Gemeinden haben eine Reihe von Maßnahmen 
ergriffen, um die Integration der Seiteneinsteiger zu unterstützen. So bietet das Kommunale 
Integrationszentrum des Rhein-Kreises Neuss umfangreiche individuelle Beratung an. An 
bestimmten Schwerpunktschulen aller Schulformen wurden sogenannte Integrationsstellen 
zur Förderung der Migrantenkinder zugewiesen.  
 
Nachdem eine Stellenausschreibung am Berufsbildungszentrum  Neuss-Weingartstraße zur 
Einrichtung einer Integrationsstelle aufgrund der Qualifizierungsvoraussetzung „Deutsch als 
Fremdsprache“ leer lief, wurde als Notlösung eine Seiteneinsteigerklasse am 
Berufsbildungszentrum Grevenbroich eingerichtet, da dort eine entsprechende Lehrkraft tätig 
ist. Folge dieser Notlösung ist, dass alle betroffenen Schülerinnen und Schüler aus dem 
Kreisgebiet vorwiegend aus Neuss, zur Beschulung nach Grevenbroich kommen müssen und 
die bisher in der Schule angebotene Projektförderung eingestellt wurde. Die Organisation des 
Transportes für die Schülerinnen und Schüler macht zusätzliche Ausgaben beim Rhein-Kreis 
Neuss erforderlich. Die Schülerinnen und Schüler der Seiteneinsteigerklasse sollen auch 
durch Angebote im Bereich Sport und Museumspädagogik bei ihrer Integration unterstützt 
werden. 
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Große Probleme bei der Beschulung von Migranten- und Asylbewerberkindern ergeben sich 
im Hinblick auf die Lehrerversorgung. Auch im Vergleich zu anderen Bundesländern gibt es in 
Nordrhein-Westfalen zu wenige Lehrer mit der Qualifikation Deutsch als Zweitsprache (DaZ) 
oder Deutsch als Fremdsprache (DaF). Die Akquise entsprechender Lehrerinnen und Lehrer 
wurde zudem vom Ministerium auf die Schulen übertragen, was für diese zu erheblichen 
Problemen führt, da oftmals Ausschreibungen vorgenommen werden, auf die keine 
angemessenen Bewerbungen eingehen.  
 
Erst seit diesem Jahr hat das Schulministerium für 2015/2016 die Voraussetzungen für 
Bewerberinnen und Bewerber erleichtert. Schulen können im Rahmen der 
Stellenausschreibung auch Bewerberinnen und Bewerber zulassen, die zwar nicht über einen 
entsprechenden Nachweis DaZ/DaF, aber über Erfahrungen und Kenntnisse in diesem 
Bereich verfügen. Dieser Bewerberkreis kann eingestellt werden, wenn er sich verpflichtet, 
berufsbegleitend an einer Qualifikationserweiterung im Rahmen der Lehrerfortbildung 
teilzunehmen. Bis zum Abschluss der Qualifikationserweiterung erfolgt zunächst eine 
Beschäftigung in einem befristeten Arbeitsverhältnis, das anschließend in ein 
Dauerbeschäftigungsverhältnis umgewandelt werden kann, ggf. bei Vorliegen der 
persönlichen Voraussetzungen auch in ein Beamtenverhältnis auf Probe.   
 
Die nicht ausreichende Stellenbesetzung von Lehrkräften führt dazu, dass Schülerinnen und 
Schüler insbesondere in der Sekundarstufe I und II derzeit bis zu zwei Monate auf einen 
Schulplatz warten müssen. Aus diesem Grund wird sich Herr Landrat Petrauschke an die 
Ministerin wenden und vorschlagen, die frei werdenden Hauptschullehrerinnen und –lehrer 
mit dieser Aufgabe zu betrauen.  
 
In der Sitzung des Schulausschusses am 23.02.2015 wurde eine aktuelle Aufstellung über die 
Zahl der Seiteneinsteiger sowie die Anzahl der Integrationsstellen von der zuständigen 
Schulaufsichtsbeamtin Frau Roth-Junkermann vorgestellt. Sie führte bei dieser Gelegenheit 
aus, dass es noch eine Warteliste von 27 Schülerinnen und Schülern für die Sekundarstufe I 
und die Sekundarstufe II gebe. Zwischenzeitlich wurden alle Schülerinnen und Schüler der 
Warteliste, zuletzt noch in der Seiteneinsteigerklasse am BBZ Grevenbroich, untergebracht. 
Schülerinnen und Schüler aus Meerbusch werden ab Mitte Mai an der Realschule in Osterath 
beschult.  
 
In der Zwischenzeit sind weitere  9 Schülerinnen und Schüler für die Sekundarstufe I in den 
Rhein-Kreis Neuss gekommen, die sich noch auf der Warteliste befinden. Diese Schülerinnen 
und Schüler wohnen in Kaarst und in Grevenbroich. Eine Versorgung dieser Gruppe zeichnet 
sich ab, wenn es gelänge, eine Stelle schulscharf an der Realschule Korschenbroich noch im 
Mai 2015 zu besetzen. 
 
Bei den o. g. Informationen handelt es sich um den aktuellen Stand. Dieser kann sich jedoch 
durch den Zuzug weiterer Seiteneinsteiger wöchentlich verändern. 
 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
 
 
Anlagen: 

Beschulung Seiteneinsteiger Anfrage Bündnis 90-Die Grünen KA 05.2015 
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Tagesordnungspunkt:   
 

Beratungsstelle Flüchtlinge 
 

Sachverhalt: 

Die Anfrage bezieht sich auf die Sitzung des Kreisausschusses am 22.04.2015 zum Thema 
Beratungsstelle für Flüchtlinge. Hierzu wurde berichtet, dass die Landesregierung „die 
vorhandenen Strukturen als ausreichend ansieht“. Zudem wurde vom Landrat erwähnt, dass 
man bezüglich einer Landesförderung „für Ehrenamtlich in der Flüchtlingshilfe“ mit den 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern in Verbindung stehe. Insoweit wird die Aussage im 
Sitzungsprotokoll erläutert. 

Zur besseren Darstellung wird auf beide Bereiche nochmals im einzelnen eingegangen. 

 
Beratungsstelle 
 
Nach den Bestimmungen des Zuwanderungsgesetzes stellt der Bund ein Grundangebot an 
Integrationsleistungen, insbesondere in Form von Integrationskursen und Migrations-
erstberatung, zur Verfügung. Dieses Grundangebot wird im Rhein-Kreis Neuss von sog. 
Integrationsagenturen vorgehalten, die von folgenden Verbänden getragen werden: 
 
Cariatsverband Neuss 
Internationaler Bund Dormagen e.V. 
Diakonie Neuss 
AWO Integrationsagentur Rhein-Kreis Neuss 
 
Beim ersten Flüchtlingsgipfel wurde beschlossen, „dass in jedem Kreis und jeder kreisfreien 
Stadt mindestens eine Beratungsstelle eingerichtet wird und die vom Land geförderten 
Stellen verdoppelt werden.“  
 
Aufgrund dieser Aussage wurde unter dem 24.04.2015 beim Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes NRW nachgefragt, ob der Krteis eine eigenständige Beratungsstelle 
neu einzurichten habe. 
 
Das Ministerium hat hierzu mit e-mail vom 27.04.2015 wie folgt geantwortet: 
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Zu Ihrer Frage von Ende letzter Woche kann ich Ihnen folgendes mitteilen: 
Gegenstand des 2. Flüchtlingsgipfel war u. a. der Umsetzungsstand der auf 
dem Flüchtlingsgipfel im Oktober letzten Jahres beschlossenen Maßnahmen. Im 
Themenfeld Flüchtlingsberatung wurde dargestellt, dass die Mittel hierfür auf 7 
Mio. € verdoppelt wurden. Damit soll eine individuelle Verfahrensberatung in 
den Landeseinrichtungen, eine flächendeckende regionale Beratung vor Ort, 
eine bedarfsgerechte psychosoziale Beratung und ein dezentrales 
Beschwerdemanagement gewährleistet werden. Neue Maßnahmen wurden 
dazu nicht verabredet. In Absprache mit der freien Wohlfahrtspflege und den 
Kooperationspartner der Flüchtlingsberatung wird im Hinblick auf eine 
flächendeckende regionale Beratung vor Ort nunmehr sichergestellt, dass in 
jedem Kreis und jeder kreisfreien Stadt mindestens eine regionale 
Beratungsstelle eingerichtet wird. Zusätzliche Beratungsstellen in Trägerschaft 
der Kreise, kreisfreien und kreisangehörigen Städte und Gemeinden sind nicht 
verabredet worden. Ich hoffe, dass Ihnen diese Auskunft weiterhilft. 
 

Insoweit ist davon auszugehen, dass die vorhandenen Strukturen im Rhein-Kreis Neuss 
landesseits als ausreichend beurteilt werden und keine zusätzliche Beratungsstelle gefördert 
wird. 
 
Beratungen für Flüchtlinge werden zudem von den kreisangehörigen Städten und Gemeinden 
im Rahmen ihrer Zuständigkeiten nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz und dem 
Asylbewerberleistungsgesetz erbracht.  
 
Darüber hinaus unterstützt der Rhein-Kreis Neuss die Wohlfahrtsverbände mit einem 
jährlichen Zuschuss von insgesamt 250.000 € in 2015, damit diese durch örtliche Projekte, 
aber auch durch individuelle Beratungen, die Integration von Migranten festigen. 
 
AWO Mönchengladbach 
Caritasverband Rhein-Kreis Neuss 
Diakonisches Werk Neuss 
Diakonie Meerbusch 
Deutsches Rotes Kreuz Neuss 
 
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass der Bund bekanntlich die Länder 
und Kommunen in den Jahren 2015 und 2016 mit insgesamt 1 Mrd. € entlastet (sog. 
Flüchtlingsmilliarde). 108 Mio. € entfallen auf NRW, wovon die Landesregierung, anders als 
andere Bundesländer, allerdings nur 54 Mio. € 1:1 an die Kommunen weitergegeben hat. 
Die Verteilung beträgt für die kreisangehörigen Städte und Gemeinden im einzelnen: 
 
Dormagen  187.871 € 
Grevenbroich  188.894 € 
Jüchen        74.349 € 
Kaarst   123.513 € 
Korschenbroich     98.876 € 
Meerbusch  161.897 € 
Neuss    440.322 € 
Rommerskirchen   44.561 € 
 
 
Landesförderung für Ehrenamtliche in der Flüchtlingshilfe 
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Unabhängig vom Thema Beratung hat das Land NRW beim Flüchtlingsgipfel beschlossen, 
allen Kreisen und kreisfreien Städten, die ein Kommunales Integrationszentrum (KI) 
betreiben, finanzielle Mittel zur Unterstützung des Ehrenamts im Bereich der 
Flüchtlingsaufnahme und Betreuung zur Verfügung zu stellen. 
 
Pro KI konnten nur für 2015 einmalig 18.000 € für die Arbeit vor Ort abgerufen werden. 
 
Gefördert werden ehrenamtliche Ansätze der niedrigschwelligen, begleitenden Hilfen für 
Flüchtlinge wie zum Beispiel Begleitung durch Ehrenamtler in der ersten Integrationsphase 
bei Ankunft in der Kommune, niedrigschwellige Sprach- und Lesegruppen, Spielgruppen für 
Kinder oder auch Unterstützung von Ehrenamtlern bei ihren Tätigkeiten durch 
Informationsveranstaltungen zu grundlegenden Themen des Flüchtlingsbereiches. Oberstes 
Ziel ist es, insbesondere Kindern und Jugendlichen frühestmöglich den Zugang zu 
Regeleinrichtungen zu ermöglichen. 
 
Gerne hat der Rhein-Kreis Neuss von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Mittel an Dritte 
weiterzuleiten. Nach entsprechendem Aufruf in den kreisangehörigen Städten und 
Gemeinden, konnten nun zehn Antragsteller aus fast allen Städten und Gemeinden des 
Kreises im Blauen Salon des Ständehauses der Kreisverwaltung in Grevenbroich durch den 
Landrat entsprechende Weiterleitungsbescheide über die Landesförderung entgegennehmen. 
Folgende Zuwendungsempfänger freuen sich über die Unterstützung:  
 

 Jugendmigrationsdienst für den Rhein-Kreis Neuss 
für ein Projekt in Dormagen      1.722,50 € 

 Jugendmigrationsdienst für den Rhein-Kreis Neuss 
für ein Projekt in Grevenbroich      1.722,50 € 

 Evangelische Kirchengemeinde Kelzenberg    2.571,43 € 
 Ehrenamtsbörse der Stadt Korschenbroich    2.666,07 € 
 Bürgerverein Ossum-Bösinghoven e.V.        350,00 € 
 Evangelische Kirchengemeinde Osterath    1.158,04 € 
 Evangelische Kirchengemeinde Büderich    1.158,03 € 
 Evangelische Christuskirchengemeinde Neuss    2.571,43 €  
 Katholische Arbeitsgemeinschaft für Weiterbildung Neuss e.V. 

Familienforum Edith Stein      2.500,00 € 
 Ehrenamtsbörse der Gemeinde Rommerskirchen   1.580,00 € 

 
Über diese Landesförderung wurde bereits im letzten Sozial- und Gesundheitsausschuss am 
13.05.2015 berichtet. 
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